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Drucksache IV/1765 


Sdirlftlidier Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Gewährung von Weihnachtszuwendungen 

— Drucksache IV/ 1649 — 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Bundesbeamtengesetzes 

— Drucksache IV/1495 — 


A. Bericht des Abgeordneten Gscheidle 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 85. Sitzung 
am 11. Oktober 1963 den Antrag der Fraktion der 
SPD und in der 100. Sitzung am 6. Dezember 1963 
den Regierungsentwurf in erster Beratung behan- 
delt. Beide Entwürfe wurden dem Ausschuß für In- 
neres und gemäß § 96 der Geschäftsordnung dem 
Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß für 
Inneres hat den Regierungsentwurf zusammen mit 
dem Antrag der Fraktion der SPD in seiner Sitzung 
am 12. Dezember 1963 beraten. 

Die Bundesregierung hat mit dem Entwurf ihre 
früheren verfassungsrechtlichen und beamtenpoliti- 
schen Bedenken zurückgestellt und nimmt eine An- 
passung an die seit langem für Angestellte und Ar- 
beiter des Bundes sowie in den Ländern und Ge- 
meinden gezahlten Weihnachtszuwendungen vor. 
Die Bundesregierung geht hierbei davon aus, daß 
die Einbeziehung der vom Bund betreuten Versor- 
gimgsempfänger zu begründeten Berufungen ande- 
rer Personenkreise nicht führen kann. 

Der Ausschuß für Inneres erörterte zunächst die 
Grundsatzfrage, inwieweit die Gewährung von 
Weihnachtszuwendungen in einem besonderen Ge- 
setz oder in den jeweils zuständigen Gesetzen auf- 
geführt werden soll. Die Mehrheit lehnte eine Rege- 


lung entsprechend dem Antrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache IV/1495 ab und entschied sich 
für die Regierungsvorlage. Unbeschadet davon 
wurde die Bundesregierung jedoch gebeten, bis zum 
30. April 1964 die Vor- und Nachteile der jeweiligen 
Regelung zu prüfen und dem Ausschuß zu berichten. 
Mit dieser Prüfung sollen gleichzeitig Erhebungen 
verbunden werden, welche Auswirkungen sich auf 
beamtenähnliche Versorgungen ergäben, wenn die 
Weihnachtszuwendung als Besoldungsbestandteil 
erklärt wird. 

Auf Grund der Erfahrungen bei der vorschußwei- 
sen Auszahlung der Weihnachtszuwendungen wurde 
die Bundesregierung ferner gebeten, für 1964 zu prü- 
fen, ob analog der Streichung von § 16 im Zweiten 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften die Konkurrenzrege- 
lung bei Verheirateten, wenn beide Ehegatten im 
öffentlichen Dienst beschäftigt sind, nicht ebenfalls 
entfallen kann. 

Nach der Behandlung dieser mit der Zahlung von 
Weihnachtszuwendungen im Zusammenhang stehen- 
den Grundsatzfragen beschloß der Ausschuß für In- 
neres einstimmig die Annahme des von der Bundes- 
regierung vorgelegten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Gewährung von Weihnachtszuwendungen. 


Bonn, den 12. Dezember 1963 


Gscheidle 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV 1649 — un- 
verändert anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Bundes- 
beamtengesetzes — Drucksache IV/ 1495 — im 
Hinblick auf den Beschluß zu 1. für erledigt zu 
erklären. 


Bonn, den 12. Dezember 1963 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt- V Ockenhausen 

Vorsitzender 


Gscheidle 

Berichterstatter 



